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Internalisierung externer Kosten durch Steuern und Verhandlungen: 

Eine Nachlese 
 

Klaus W. Zimmermann und Tobias Thomas, Hamburg1

 

 

Bei aller Hysterie, die sich an Begriffen wie „Klimakatastrophe“ festmachen lässt und 
die aktuell fast schon zu Bestandteilen des Glaubensbekenntnis mutieren, ist es für Ö-
konomen, die sich mit Umwelt und Umweltgütern beschäftigen, umso wichtiger, nüch-
tern, abgewogen und rational zu urteilen, was zu allererst eine Beherrschung des dis-
ziplinären Instrumentariums voraussetzt. Dabei treten allerdings häufiger als man 
glauben mag Unsicherheiten und Erklärungsnotstände auf, deren Beseitigung sich 
rechtfertigt, „wenn´s denn der Wahrheitsfindung dient“. Des Alt-Kommunarden Fritz 
Teufel berühmte Antwort auf die Aufforderung des Richters, sich bei dessen Erscheinen 
doch bitte zu erheben, soll uns Anlass sein, einmal mehr an den Grundfesten der Um-
weltökonomie klärend und stabilisierend aktiv zu werden. 
 
 
Fast jeder Umweltökonom hat das schon einmal erlebt: Kommt man in Diskussion mit ökolo-

gisch Bewegten, so mündet das freundliche Gespräch häufig in wüste Streitereien, sobald man 

darauf hinweist, dass es so etwas wie eine „optimale negative Externalität“ gibt. Kann eine 

negative Externalität überhaupt optimal sein? Aus Sicht von hard-core-Ökologen wohl nicht – 

es gibt hier nur gut oder schlecht, und nur eine negative Externalität von Null kann eine gute 

Externalität sein! Die Ökologen haben hier offensichtlich ein „Teilbarkeitsproblem“, wie wir 

es hier einmal nennen wollen – und das ist uns als Ökonomen ja auch nicht gar so fremd, den-

ken wir nur an die Schwierigkeiten, die wir damit hatten, „publicness“, also Unteilbarkeit von 

Gütern und deren Nutzung in unser theoretisches Gerüst zu integrieren.  

Mit diesem Aspekt wollen wir uns in diesem Beitrag zunächst (1) beschäftigen, der insoweit 

eine Nachlese ist, als er punktuelle Probleme klarstellt, die uns in umweltökonomischen Ver-

anstaltungen als erläuterungsbedürftig aufgefallen sind.2 Haben wir also in (1) das Problem 

der optimalen Externalität nach einer Pigoubesteuerung hinsichtlich seiner Wohlfahrtsrele-

vanz aus der Firmensicht betrachtet, so schieben wir die Sichtweise in (2) eine Etage höher 

auf die Marktebene und analysieren dasselbe Problem abermals, jedoch aus einem anderen, 

                                                 
1 Kontaktdaten: Klaus W. Zimmermann (kwzi@hsu-hh.de) und  Tobias Thomas (tobias.thomas@hsu-hh.de). 
Wir danken Stefan Bayer und Klaus Beckmann (Hamburg), Lucinda Trigo Gamarra (Rostock) und Reimund 
Schwarze (Berlin/Frankfurt/O.) für hilfreiche Kommentare zu früheren Versionen dieses Beitrags. 
2 Der Beitrag steht insoweit in einer gewissen Tradition, als schon in einer anderen Veröffentlichung an anderer 
Stelle solche Probleme in den Grundlagen (wenn auch andere) angegangen und manche Fragen neu interpretiert 
wurden, siehe hierzu Zimmermann (2002). 
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übergeordneten Blickwinkel. Die Betrachtung desselben Problems aus Firmensicht (Mikro-

ebene) und aus Perspektive des Marktes (Mesoebene) ist hierbei sinnvoll, da aus wohlfahrts-

ökonomischer Perspektive zwar zumeist die Mesoebene fokussiert wird, die dort hergeleiteten 

gesellschaftlich optimalen Ergebnisse jedoch jederzeit stringent auf (firmen-)individuelles 

Handeln und somit auf die Mikroebene rückführbar sein müssen. Die optimale Externalität 

spielt auch in (3) eine Hauptrolle insofern, als wir dort untersuchen, ob ihre wohlfahrtsöko-

nomische Irrelevanz ihre Entsprechung auf der Mikroebene findet oder vielleicht nicht doch 

reale Effekte dort relevant sind. Welche Zusammenhänge zwischen der optimalen Externalität 

und den Einnahmen aus der Pigoubesteuerung bestehen, analysieren wir in (4), woran sich in 

(5) die Behandlung der Frage anschließt, ob Steuereinnahmen in diesem Fall wirklich volks-

wirtschaftlich irrelevant, also nur Transferkosten sind. Der Punkt (6) widmet sich – wie in 

Teilen Punkt (3) auch – einer Frage aus dem Kontext des Coaseschen Verhandlungsmodells 

(also auch einer Frage aus dem Internalisierungs-Spektrum), inwiefern eigentlich mit der Irre-

levanzthese der Rechtsverteilung für das Verhandlungsergebnis alles gesagt ist, oder ob es 

evtl. noch weitere allokative Aspekte gibt, bevor man das Thema der Distributionsabteilung 

zur weiteren Behandlung überlässt. 

 

1. Ist die optimale Externalität relevant im Wohlfahrtsvergleich?  

Starten wir zunächst mit einer Behandlung dieser Frage aus Firmensicht3 und gehen einmal 

von den marginalen privaten Kosten MPC=aX und den marginalen sozialen Kosten MSC=bX 

mit b>a aus; dann ist Xp=p/a und Xs=p/b, falls wir ein konstantes p, also vollständige Konkur-

renz unterstellen. Der Erlös ist dann E=p2/a, die privaten Kosten sind K=p2/2a und der Ge-

winn ist ebenfalls G=p2/2a. Allerdings entstehen dabei negative externe Effekte (vt=vor Steu-

er) im Ausmaß EEvt=p2(b-a)/2a2. 

Bevor wir uns nun der Wohlfahrtsbetrachtung zuwenden, eine Zwischenbemerkung: In dieser 

Darstellung aus Firmensicht tritt eine Konsumentenrente nicht auf, weil das einzelne Unter-

nehmen die Nachfragekurve als horizontal wahrnimmt; gesamtwirtschaftlich fällt sie natür-

lich, und nur in dieser gesamtwirtschaftlichen Betrachtung ist eine vollständige Wohlfahrts-

analyse anhand der Summe von Produzenten- und Konsumentenrenten möglich. Wenn wir 

hier also trotzdem von Wohlfahrt reden, so sollte also klar sein, dass hier nur der Produzen-

tenausschnitt angesprochen ist – der Gesamtanalyse widmen wir uns in (2).  

                                                 
3 Das Hauptwerk der Wohlfahrtsökonomik lieferte Pigou (1920), exzellente Einführungen in die Umweltökono-
mik stammen von Endres (2007) und Siebert (2004).  
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Die Wohlfahrt vor der Anwendung einer Pigou-Steuer (Wvt) ist im Falle der vollständigen 

Konkurrenz und aus Firmensicht dann gleich der Produzentenrente (und die ist gleich dem 

Gewinn) abzüglich der externen Effekte, also gilt 

Wvt = p Xp -  – (  - ) = p X
Xp

0

MPC∫
Xp

0

MSC∫
Xp

0

MPC∫ p -  = p
Xp

0

MSC∫ 2 (2a – b)/2a2  

Nach der Anwendung der Pigou-Steuer ist der Erlös E=p2/b, die Kosten sind K=p2/2b und der 

Gewinn resp. die Produzentenrente ist ebenfalls G=p2/2b, wie übrigens auch die Wohlfahrt 

nach Steuer, also Wnt. Auch nach der Anwendung der Pigou-Steuer fallen jedoch negative 

externe Effekte an, allerdings ist dies die optimale und pareto-irrelevante negative Externalität  

EEnt=  -  = p
Xs

0

MSC∫
Xs

0

MPC∫ 2(b-a)/2b2.  

Dies ist zwar eine negative Externalität, aber sie ist für das Wohlfahrtsergebnis irrelevant, was 

die eingangs angesprochenen hard-core-Ökologen regelmäßig in heftigen Widerspruch aus-

brechen lässt. Betrachten wir die Sache also näher: Würde man Gewinn resp. Produzentenren-

te und optimale Externalität in diesem Fall auch saldieren (also die Wohlfahrt nach Pigou-

Steuer Wnt* analog wie oben bei Wvt bestimmen bzw. in Abb.1 das Dreieck A´PA), so ergäbe 

sich 

Wnt*= p Xs -  – (  -  ) = p X
Xs

0

MSC∫
Xs

0

MSC∫
Xs

0

MPC∫ s – 
Xs

0

2 MSC∫  + 
Xs

0

MPC∫  = ap2/2b2. 

Generell muss ja nun gelten, dass die Internalisierung externer Kosten die Wohlfahrtssituation 

verbessert (das ist ja der Sinn der Übung), und das gilt natürlich auch hier, wenn man denn 

der Meinung ist, man müsste die optimale Externalität in Abzug bringen – bei einer gelunge-

nen Internalisierung müsste also Wnt*>Wvt gelten und zwar immer und ohne Ausnahme. 

Durch den Vergleich der Wohlfahrtsgrößen lässt sich nun leicht zeigen, dass sich die Unglei-

chung ap2/2b2 > p2 (2a – b)/2a2 so umrechnen lässt, dass sich für b=ca (mit a,b >0 und c>1 

wegen des negativen externen Effekts) der Ausdruck 2c2 – c3 < 1 ergibt. Diese Bedingung ist 

aber keineswegs immer erfüllt, sondern nur für Werte oberhalb von c=1,618, also ausschließ-

lich für hohe marginale externe Kosten.4 Für einen breiten Bereich von c-Werten zwischen 1 

und 1,618 würde also nach diesem Konzept durch die Internalisierung die Wohlfahrt sinken 

und da nicht sein kann, was nicht sein darf, gilt: 

Die optimale Externalität nach der Pigoubesteuerung darf in der Wohlfahrtsberechnung auf 

gar keinen Fall wohlfahrtsmindernd in Ansatz kommen – es ist also der Gewinn resp. die 

                                                 
4 Es kommt noch hinzu, dass diese Bedingung überwiegend dann (für c>2) gilt, wenn Wvt negativ ist, die Pro-
duktion also in der Ausgangslage volkswirtschaftlich unsinnig war. 
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Produzentenrente nach Besteuerung mit der Wohlfahrt abzüglich der negativen Externalität 

vor der Pigou-Intervention zu vergleichen. Und tut man dies, so zeigt sich, dass Wnt>Wvt im-

mer dann gilt, wenn b>a ist – und das ist ex def. gegeben, wenn eine negative Externalität 

vorliegt. Also darf die optimale Externalität nach Pigou beim Wohlfahrtsvergleich nicht be-

rücksichtigt werden – sie ist im wahrsten Sinne des Wortes irrelevant. 

Dies ist auch graphisch leicht anhand von Abb. 1 zu demonstrieren: Die Externalität vor der 

Pigou-Steuer OFE liegt ja oberhalb der MPC, ist also auch graphisch „extern“; nach der Pi-

gou-Intervention gibt es zwar eine optimale Externalität OAC, doch liegt diese nicht oberhalb 

von MSC (der neuen „privaten“ Kostenkurve), sondern unterhalb, ist also nicht extern, son-

dern „intern“ – und das ist sie wiederum im wahrsten Sinne des Wortes, denn sie ist zu „Kos-

ten“ mutiert: Durch die Anpassung von Xp auf Xs entfallen Produktionskosten im Ausmaß 

GCEH, aber es kommen Kosten für das einzelne Unternehmen im Ausmaß OAC hinzu. Ein 

weiterer Abzug der optimalen Externalität OAC von der Wohlfahrt nach Pigou OPA würde 

gewissermaßen eine doppelte Strafe bedeuten – zusätzliche Kosten OAC einerseits, optimale 

Externalität = OA´A = OAC andererseits. 

 

 
Abbildung 1 

 

2. Steigt die Wohlfahrt auch bei fallender Marktnachfrage und Konkurrenz?  

Wir haben soeben anhand des Benchmark-Modells für Marktformen in Gestalt der vollständi-

gen Konkurrenz aus der Firmensicht festgestellt, dass nach der Pigouanpassung die optimale 

Externalität irrelevant ist, also in der Berechnung der entsprechenden Wohlfahrtsgröße nicht 
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berücksichtigt werden darf, da man eine Verschlechterung der Wohlfahrt durch die Internali-

sierung grundsätzlich ausschließen muss. Nun arbeitet man aber – insbesondere im Wohl-

fahrtsvergleich von Monopol und Konkurrenz und damit aus der Gesamtmarktsicht – analy-

tisch korrekt mit einer fallenden Nachfragekurve, bei der sich dann im Gegensatz zur voll-

ständigen Konkurrenz aus der Firmensicht auch eine positive Konsumentenrente ergibt. Kei-

nen breiten Raum einnehmen soll hier allerdings die Problematik der Pigouintervention im 

Monopolfall, die von jedem besseren Lehrbuch5 als Komplikation behandelt wird; es soll nur 

festgehalten werden, dass die Pigou-Steuer dann in die richtige Richtung wirken würde, wenn 

wir durch unvollkommene Konkurrenz nicht schon eine Second Best Situation vorfinden 

würden, was im Joint Effect dann zu einer Wohlfahrtsverschlechterung durch Internalisierung 

führt. An dieser Stelle interessiert uns allerdings die Frage, was sich in diesem Marktmodell 

nun hinsichtlich der Anwendungsmöglichkeit der Pigou-Steuer ändern würde, wenn wir Kon-

kurrenz unterstellen, also Grenzkostenpreise auf der fallenden Nachfragekurve, und am Rande 

ist natürlich auch auf dieser Analyseebene die Behandlung der optimalen Externalität von 

Relevanz. 

 
Abbildung 2 

 

Nehmen wir vereinfachend an, dieselben Grenzkostenfunktionen von (1), also MPC=aX und 

MSC=bX gälten auch hier und für die Nachfragekurve gelte p=c-dX, so ergeben sich als 

                                                 
5 Siehe hierzu beispielsweise Endres (2007, S. 167f). 
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Schnittpunkte mit der Nachfragekurve (in Abb.2) dann Xp=c/(a+d) und Xs=c/(b+d) und die 

entsprechenden Preise Pp=c–dc/(a+d) und Ps=c–dc/(b+d).  

Wir müssen nun fragen, ob die Anwendung der Pigou-Steuer auch in diesem Kontext unein-

geschränkt eine Wohlfahrtsverbesserung impliziert wie in der Firmensicht oder ob hier zu 

differenzieren ist – gilt also Wnt>Wvt? 

Ein wenig einfache Geometrie in Form von Flächenberechnung (Abb. 2) anstelle der Integrale 

von zuvor führt zunächst zur Wohlfahrt nach Pigouanpassung von 

Wnt = (c – Ps)Xs/2 + XsPs/2 = c Xs/2. 

Die Summe der Konsumenten- und Produzentenrenten vor der Anpassung ist 

Wv = (c – Pp)Xp/2 + XpPp/2 = c Xp/2. 

Die Größe der negativen Externalität vor der Intervention ist 

EEvt = Xp Ph/2 - Xp Pp/2 = Xp (Ph – Pp)/2,  

weshalb sich als Nettowohlfahrt vor Steuer 

Wvt = c Xp/2 - Xp (Ph – Pp)/2 ergibt. 

Die Frage nach der Bedingung für Wnt>Wvt wird dann zu 

c Xs/2 > c Xp/2 - Xp (Ph – Pp)/2, woraus 

Xp/Xs < c/ (c – Ph + Pp) folgt. 

Bei b>a ist nun Xs<Xp, der linke Term also >1; bezüglich des rechten Terms sind jedoch all-

gemeine Schlüsse nicht möglich, weshalb die Verwendung der expliziten Funktionen notwen-

dig wird. Damit lautet die vorherige Ungleichung mit Ph=bc/(a+d) dann 

c/(a+d) : c/(b+d) < c/ [c – bc/(a+d) + c – dc/(a+d)], 

was problemlos nach b aufgelöst werden kann und es gilt (natürlich): 

b > a. 

Die Bedingung für Wnt>Wvt lautet also auch hier b>a; eine Wohlfahrtssenkung nach Steuer ist 

also ebenso wie zuvor aus Firmensicht auch aus der Marktsicht ausgeschlossen. Eine Wohl-

fahrtssenkung wäre nur dann möglich, wenn man wie zuvor in (1) die ja faktisch existierende 

optimale Externalität wiederum mit der Summe der Konsumenten- und Produzentenrenten 

verrechnen würde, was aber – wie wir gesehen haben – kein sinnvolles theoretisches Konzept 

ist. Der Vollständigkeit halber sei aber reportiert, dass für Wvt>Wnt* (also Wohlfahrtssenkung 

durch Internalisierung) dann die Bedingung 2(a+d)(b+d)2 > (a+d)3 + (b+d)3 erfüllt sein muss, 

die nach einigen rechnerischen Tricks6 zu b < 1,618a + 0,618d führt – in diesem Konzept wä-

                                                 
66 Setzen wir a+d=A und b+d=B und A=qB (mit q<1 falls b>a) so folgt daraus q2 + 1/q < 2, woraus sich 
0,618<q<1 ergibt – in diesem Wertebereich gilt Wvt>Wnt* und Internalisierung nach diesem Konzept senkt die 
Wohlfahrt. Für die untere Grenze dieses Intervalls gilt dann a+d= 0,618(b+d), weshalb b<1,618a+0,618d die 
Bedingung für Wvt>Wnt* ist. 
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re die Wohlfahrt nach Steuer also nur für ausreichend große Externalitäten höher als die 

Wohlfahrt vor Steuer, was dieses Vorgehen und die zugrunde liegende Idee abermals diskre-

ditieren muss. Wir haben also dasselbe Ergebnis wie aus der Firmensicht, und das muss auch 

so sein, wenn die Marktergebnisse konsistent aus den Firmenergebnissen abgeleitet werden. 

 

3. Wie real ist die parto-irrelevante Externalität? 

Wir haben zuvor am Ende des ersten Punktes genau so heroisch wie pauschal behauptet, dass 

die optimale Externalität im wahrsten Sinne des Wortes „irrelevant“ sei. Diese Spezifizierung 

wollen wir nun nachholen, zunächst aber dem nicht gerade selbsterklärenden Konzept der 

„Pareto-Irrelevanz“ einige Aufmerksamkeit widmen. Es geht zurück auf den klassischen Auf-

satz von Buchanan/Stubblebine (1962): In seiner Essenz und im Rahmen des Coaseschen 

Verhandlungsmodells läuft das Konzept darauf hinaus, dass in einer Situation, in der alle Ko-

operationsgewinne realisiert, alle möglichen Pareto-Improvements ausgeschöpft sind, Effi-

zienz vorliegt und daher die verbleibende Externalität schlicht ohne Bedeutung für den Wohl-

fahrtsökonomen ist, auch wenn diese Externalität immer noch sehr real existiert. Durch den 

Verhandlungsprozess wird zwar ein Pareto-Optimum erreicht, aber in gewissem, eben „opti-

malen“ Ausmaß existiert die Externalität weiterhin. Genau so sagen es auch die beiden 

Autoren: “…. externalities, external effects, may remain even in full Pareto-equilibrium. That 

is to say, a position may be classified as Pareto-optimal or efficient despite the fact that, at the 

marginal, the activity of one individual externally affects the utility of another individ-

ual.....There is not a prima facie case for intervention in all cases where an externality is ob-

served to exist. The internal benefits from carrying out the externality, net of costs, may be 

greater than the external damage that is imposed on other parties“ (Buchanan/Stubblebine 

1962, S. 380/1). Anders gesagt und auf das Marktversagen durch Externalität fokussiert: Ein 

Marktversagen existiert nur insoweit, wie pareto-relevante Externalitäten noch existieren, 

oder analog: Pareto-irrelevante Externalitäten sind außerhalb der Reichweite des Marktes, 

weshalb persistente Externalitäten eben nicht auf ein Versagen des Marktes zurückgeführt 

werden können. 
 

Was bedeutet das aber nun in unserem Kontext der Pigou-Steuer? 
 

Nehmen wir einmal an, wir hätten 2 Firmen A und B, von denen A umweltbelastend (MSCA 

> MPCA) produziert und B nicht, wobei die Firma A auch negativ auf die Produktionsgrenz-

kosten von B wirkt, und unterstellen der Einfachheit halber einen identischen Preis p für beide 
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Güter7. Produziert Firma A nun im privaten Optimum (Gewinnmaximum) Xp, und nehmen 

wir einmal an, ihre Produktion wäre umweltneutral und es träten keinerlei negative externe 

Effekte auf, so hätte die Firma B die (externalitätentenfreien) Grenzkosten MPCB; produziert 

die Firma A jedoch umweltbelastend im Gewinnmaximum Xp, so führt dieser negative exter-

ne Effekt bei der Firma B zu den erhöhten Grenzkosten MPCBE und zu einer suboptimalen, 

aber in der Situation gewinnmaximalen Menge. 

 

 
Abbildung 3 

 

Zwischen den Firmen konsistente Internalisierung bedeutet nun, dass der Verursacher A in 

seinem privaten Gewinnmaximum Xp
A die vollen Kosten seiner Aktivität zu tragen hat, also 

zusätzlich die Kosten der Externalität der Firma B bis zu deren externalitätsfreiem Gewinn-

maximum Xp
B. Ein Surrogat davon ist letztlich die Bestimmung der optimalen Steuerhöhe als 

Differenz von MSCA und MPCA im sozialen Optimum Xs, und berechnet man diese Steuer 

pro Outputeinheit des sozialen Optimums, so entspricht die Steuerzahlung immer genau der 

Externalität.8 Passt sich nun die Firma A der Pigoubesteuerung entsprechend optimal an, so 

realisiert sie Xs und senkt das Ausmaß negativer externer Effekte auf das ökonomisch optima-

le Maß, eben auf die optimale Externalität. Diese ist zwar wohlfahrtsmäßig nicht beachtlich, 

also pareto-irrelevant, aber man könnte dadurch auf den (schlechten) Gedanken kommen, dass 

durch diesen Anspaßungsprozess von A die Grenzkosten der Firma B sinken (was richtig wä-

re) und sich exakt in die externalitätsfreien MPCB
 hineindrehen (was falsch wäre) – so als 

wäre die negative Externalität in der Outputspanne des A von 0 bis Xs letztlich Null. Dem ist 

                                                 
7 Siehe hierzu Abbildung 3. 
8 „Immer“ bedeutet hier: bei jedem Preis – ein komfortabler Vorzug des konstanten Steuersatzes gegenüber ei-
nem konstanten Steuerbertrag. 
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natürlich nicht so: Die optimale Externalität existiert durchaus real und ist über die Internali-

sierung nicht in irgendein Nirwana verschwunden, nur ist im sozialen Optimum Xs eben die 

Nettorente der Firma A als Differenz von Produzentenrente (= Gewinn) und Externalität ma-

ximiert, und es gilt: Rien ne va plus – nichts geht mehr, vor allem aber gilt: Es geht nicht bes-

ser, die sozialen Gewinne sind ausgeschöpft und die verbleibende Externalität ist außerhalb 

der Reichweite des Marktes und wohlfahrtsökonomisch ohne Belang! Die Firma B wird das 

nicht so sehen: Sie ist nach wie vor mit einer Externalität konfrontiert, die zwar nicht mehr so 

groß ist wie zuvor, aber immerhin noch existiert – und graduell ihre MPCB aus dem externali-

tätsfreien Zustand nach oben auf die MPCBoE (MPC von B mit optimaler Externalität) dreht. 

Die verbleibende Externalität ist zwar sozial, aber nicht individuell optimal, sie ist sozial irre-

levant, aber eben individuell sehr wohl relevant.  

Nur in einem Fall wäre sie auch für B nicht relevant: dann nämlich, wenn die von A gezahlte 

Steuer, die ja wertmäßig gleich der optimalen Externalität ist, der Firma B zugute käme, sie 

also für die höheren Grenzkosten im sozialen Optimum Xs der Firma A kompensiert würde – 

in dem Fall würde Firma B genau so stehen, als wäre die optimale Externalität Null und sie 

könnte ihr externalitätsfreies Gewinnmaximum in Xp
B realisieren. Aber Vorsicht, so verlo-

ckend diese Denkweise im Kontext des Pareto-Optimums auch auf den ersten Blick erschei-

nen mag, die da lautet: Die Gruppe wird insgesamt besser gestellt, ohne dass ein einzelnes 

Mitglied schlechter gestellt würde. Was die Abb. 3 nämlich nur implizit zeigt, ist, dass die 

Grenzschäden in Form der Grenzkostenerhöhung, die Firma A bei B verursacht, positiv von 

der Produktionsmenge der Firma B abhängen. Genau deshalb darf die Firma B auch nicht für 

ihre Schäden kompensiert werden: Täte man das, produzierte sie zuviel, weil sie gar nicht 

realisieren würde, dass ihre Produktionssteigerung die von der Firma A zu zahlende Pigou-

Steuer erhöht. Externe Kosten entstehen eben durch die Aktivität des Verursachers und das 

Nicht-Ausweichen des Geschädigten – die Anreize beider Parteien sind im Blick auf das sozi-

ale Optimum zu berücksichtigen und das heißt: Im Pareto-Optimum müssen die Kompensati-

onen Null sein! 

 

4. Wie hängen Steuereinnahmen und optimale Externalität zusammen? 

Kehren wir zunächst einmal wieder zurück zur vollständigen Konkurrenz mit ihrer horizonta-

len Nachfrage aus der Firmensicht wie in (1) diskutiert, so entsprechen die im Internalisie-

rungsprozess hinzukommenden Kosten OAC (Abb. 1) nun genau der Steuer, die das Unter-

nehmen entrichten müsste, wenn wir einen konstanten Optimalsteuersatz hätten: Wir wissen, 

dass der Steuerbetrag im Optimum Xs genau AC ist und als p(b-a)/b bestimmt werden kann. 
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Der Steuersatz, der zur Drehung von MPC in MSC führt, ist also der Steuerbetrag im sozialen 

Optimum, geteilt durch die Menge dort, also p/b, was zu (b-a) führt; es gilt also: MPCnt = 

MSC = aX + (b-a)X = bX; für MPCnt=MSC wird also bei jedem Preis p das soziale Optimum 

bzw. das neue private Optimum nach Steuer realisiert. In dieser Steuervariante sind mithin die 

hinzukommenden Steuerkosten OAC genau so groß wie die optimale Externalität. 

Würden wir aber nun einen konstanten Steuerbetrag (eine Stücksteuer) in Höhe der Externali-

tät in Xs einführen, also p(b-a)/b, so wäre die zu entrichtende Steuer in Xs genau T=p2(b-a)/b2, 

und wir sehen, dass diese Steuer genau das Doppelte der optimalen Externalität bzw. der 

Steuer bei einem konstanten Optimalsteuersatz ausmacht. Das liegt daran, dass die gezahlte 

Steuer mit dem konstanten Steuerbetrag für jede Einheit nur dann der Steuer mit einem kon-

stanten Optimalsteuersatz für jede Einheit entspricht, wenn X=Xs ist; für alle X<Xs ist letztere 

geringer. Das Rechteck DPAC (Abb. 1) entspricht aber mit p(b-a)/b, multipliziert mit Xs=p/b 

genau dem Doppelten der optimalen Externalität bzw. der bei einem konstanten Optimalsteu-

ersatz gezahlten Steuer; die gezahlte Steuer bei einer Stücksteuer ist also doppelt so hoch wie 

bei einem konstanten Steuersatz. 

Hinsichtlich des Verhältnisses von gezahlter Steuer T und optimaler Externalität ändert sich 

auch bei fallender Nachfragekurve, also Konkurrenz aus der Marktsicht – wie grundlegend in 

(2) erörtert – im Vergleich zur Konkurrenz aus der Firmensicht nichts, denn letztlich ist es ja 

gleich, ob das identische soziale Optimum (P=MSC) durch eine horizontale oder fallende 

Nachfragekurve realisiert wird: Bei einem konstanten Steuersatz ist die Steuerzahlung wie-

derum gleich der optimalen Externalität, und bei einem konstanten Steuerbetrag ist sie das 

Doppelte der optimalen Externalität, und die vorherigen Schlüsse hinsichtlich „Überinternali-

sierung“, wie man diesen Effekt manchmal9 nennt, gelten hier ebenso. 

Der Begriff geht jedoch an der Sache vorbei. Die Grundidee dessen, was manche „Überinter-

nalisierung“ nennen und dabei die Betrachtungsebenen vermischen, ist schon ziemlich alt und 

geht auf Rose-Ackerman (1973) zurück, die den Begriff aber weder geprägt hat, noch ihn 

(klugerweise) verwendet. Zitieren wir sie selbst: „Under an effluent charge regime, a firm not 

only must spend money on a treatment facility, but must also pay a tax on the waste it contin-

ues to discharge. This tax is offen justified as compensation for the damage caused by the 

untreated waste, but if MB (der Grenznutzen “of reducing waste discharged”, d.V.) is falling, 

the polluter´s payment is in fact more than the value of the damage done…..Thus, if a fee is 

used, a firm might shut down when, in fact, the damage caused did not warrant this action” 

(Rose-Ackerman 1973, S. 514). Was die Autorin, die in ihrem Beitrag eine Ehrenrettung in-

                                                 
9 Interessierten empfehlen wir, einmal mit diesem Begriff zu googlen.  
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telligenter Regulierung (commad-and-control) zum Ziel hat, also meint, ist schlicht, dass die 

Firmen durch einen konstanten Steuerbetrag übermäßig (im Vergleich zu verbleibenden opti-

malen Externalität) belastet und möglicher- und überflüssigerweise aus dem Markt ausschei-

den würden – die Umweltsteuer verzerrt also die exit-Bedingungen des Marktes. Dass dann 

auf der Marktebene in der Summe möglicherweise weniger emittiert wird, ist trivial, ebenso 

aber auch, dass dann die Besetzung des Marktes zu niedrig ist und die Preise zu hoch sind. 

Das ist aber ganz etwas anderes als der Wortsinn von „Überinternalisierung“. Er drückt ja aus, 

dass nach Internalisierung weniger als die optimale Externalität verbleiben würde, was wie-

derum voraussetzen würde, dass die Steuer im sozialen Optimum zu hoch angesetzt wäre und 

sich damit eine niedrigere „pseudo-optimale“ Externalität ergäbe. Überinternalisierung als 

Begriff würde nur dann Sinn machen, wenn wir beispielsweise eine optimale Stücksteuer mit 

einem konstanten Steuerbetrag hätten und der Preis sinken würde und damit eigentlich auch 

die optimale Stücksteuer, diese aber nicht in der Höhe angepasst wird; als Gleichgewichtslö-

sung bekämen wir dann ein überoptimal niedriges Aktivitätsniveau der Firma und damit „Ü-

berinternalisierung“.10 Das ist aber hier gar nicht der Fall, und es handelt sich damit nicht um 

ein Ziel- (optimale Internalisierung), sondern um ein Instrumentalproblem: Das Instrument 

der Stücksteuer ist schlicht ineffizient – das gleiche Ziel (die optimale Externalität) wird zu 

doppelt so hohen Kosten (gezahlter Steuer) realisiert als mit einem konstanten Steuersatz. 

Und da hilft auch der Hinweis, dass es sich bei den Steuerzahlungen letztlich um volkswirt-

schaftlich irrelevante Transferkosten handelt, nicht weiter; das gleiche Ziel ist billiger zu er-

reichen und zudem wird die Staatsquote sinnloserweise aufgebläht – dazu mehr im nächsten 

Abschnitt. 

 

5. Sind die Einnahmen aus Pigou-Steuern wirklich nur Transferkosten? 

Generell gilt ja, dass sich durch eine Pigou-Steuer nicht nur die Umwelt verbessern lässt, son-

dern auch die Gesamtwohlfahrt, wie wir für den Konkurrenzfall in (1) aus der Firmensicht 

und in (2) aus der Marktsicht gezeigt haben. Kehren wir nun noch einmal zurück zu unserem 

Ausgang, unseren simpelst möglichen Annahmen für die privaten und sozialen Grenzkosten 

(MPC= aX und MSC = bX mit b>a) und zu unserer Abb.1, also der Firmensicht, so lässt sich 

die Nettorente oder Wohlfahrt vor der Steuerintervention als die gesamte Produzentenrente 

bis Xp, also OPE (die Konsumentenrente bleibt ja bei der Firmensicht außen vor) abzüglich 

der Externalität OFE als OPIK beschreiben, weil der Externalitätenanteil OAE direkt die Pro-

duzentenrente mindert und der „überschießende“ Externalitätenanteil AEF, kongruent mit 
                                                 
10 Ein Phänomen, das bei einem Optimalsteuersatz natürlich nicht auftreten kann, denn unabhängig von der Höhe 
des Preises ist der Optimalsteuersatz ja immer konstant und identisch. 



 12

KIA, den verbliebenen Rest der Wohlfahrtsgröße verkleinert. Formal gilt also mit Xp=p/a 

wiederum Wvt = p2 (2a – b)/2a2, die Rente oder Wohlfahrt nach der Steuerintervention Wnt ist 

bekannterweise Wnt = p2/2b, und es ließ sich ja schon zeigen, dass immer Wnt > Wvt gilt, wenn 

b>a ist. In der Abb.1 entspricht Wnt dem Dreieck OPA, der Wohlfahrtsgewinn durch die Pi-

gouintervention ist dann KIA. 

Um diesen Wohlfahrtsgewinn aber sicherzustellen, wird die Pigou-Steuer in Höhe von AC 

erhoben, die zu Einnahmen entsprechend der Fläche DPAC führt, wenn wir eine Stücksteuer, 

also einen konstanten Steuerbetrag annehmen bzw. zu Einnahmen entsprechend der Fläche 

OAC, wenn wir einen konstanten Steuersatz annehmen. Anders gesagt: Unter dem Lenkungs-

aspekt werden dem privaten Sektor (also den individuellen Firmen) Mittel entzogen, denen 

auf der anderen Seite dann bei positiven Nettonutzen auch ausreichende Wohlfahrtsgewinne 

gegenüberstehen müssten. Dies gilt zumindest dann, wenn diese Pigou-Steuereinnahmen von 

der Verausgabung her der Gruppe der Belasteten keinen oder nur vernachlässigbaren Nutzen 

stiften. Man denke etwa an eine Pigoubesteuerung im Industriesektor, deren Einnahmenver-

ausgabung – ganz hypothetisch – zur Paritätssicherung der Einkommen in der Landwirtschaft 

erfolgt. Nur dann, wenn die Pigoubesteuerung in Form einer Umweltsonderabgabe (Hansjür-

gens 1995) erfolgt, wären die Steuereinnahmen als nicht relevante Transferkosten zu behan-

deln: Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG 1981) hat für eine zulässige Sonderabgabe fest-

gelegt, dass eine „homogene“ Gruppe (nicht die Allgemeinheit der Steuerzahler) belastet 

wird, dass diese Gruppe im Sinne einer besonderen „Gruppenverantwortung“ eine „spezifi-

sche Sachnähe“ zur Abgabeerhebung aufweist – und dass das Abgabenaufkommen „gruppen-

nützige Verwendung“ finden muss; in unserem Kontext stünde also bei einer Sonderabgabe 

den Steuerkosten im privaten Sektor ein gleich hoher Nutzen in Form der Verausgabung ge-

genüber, und der obige Wohlfahrtsgewinn wäre der endgültige. Das dürfte aber zumeist nicht 

der Fall sein: So werden die Einnahmen aus der Ökosteuer, die ja eigentlich eine Energiesteu-

er ist, von den Energieverbrauchern bezahlt und zur Stabilisierung der Rentenbeiträge einge-

setzt – von einer gruppennützigen Verwendung kann man da wohl kaum reden. Wenn man 

dem also zustimmt, dann sollte im Normalfall, in dem die Steuereinnahmen nicht als reine 

Transferkosten anfallen, der Nutzen der Intervention höher sein als ihre Kosten, also die 

Wohlfahrtsgewinne höher als die Steuerbelastung. Aus dieser Sicht wäre dann die Steuerin-

tervention nur dann legitimiert, wenn der Wohlfahrtsgewinn größer als die Steuereinnahmen 

ist. Wann ist aber dieser Wohlfahrtsgewinn WG größer als die Steuereinnahmen? Der Wohl-

fahrtgewinn auf der Firmenebene errechnet sich, da die Dreiecke KIA und AFE ja identisch 

sind, als 
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WG =  – p(X
Xp

Xs

MEC∫ p – Xs) 

woraus sich 

WG = p2(b-a)/b2 * b(b-a)/2a2 ergibt. 

Die Steuereinnahmen T auf Basis der Stücksteuervariante errechnen sich aus dem marginalen 

externen Kosten im sozialen Optimum Xs als p(b-a)/b, multipliziert mit Xs, woraus  

T = p2(b-a)/b2 folgt. 

Wann ist also der Wohlfahrtsgewinn größer als die Steuerbelastung, wann gilt also (da der 1. 

Term im letzten WG-Ausdruck genau T entspricht) 

T * b(b-a)/2a2 > T bzw. b(b-a)/2a2 > 1? 

Es ist leicht zu zeigen, dass dies dann der Fall ist, wenn b > 2a gilt. Nur dann also, wenn diese 

Bedingung erfüllt ist, liegt aus sektoraler Sicht ein Nettowohlfahrtsgewinn vor. Und das imp-

liziert, dass eine Pigou-Steuer, die nicht als Sonderabgabe konzipiert ist, dann nicht ange-

wandt werden sollte, wenn die externen Grenzkosten nicht ausreichend steil sind. Die An-

wendung der Pigou-Steuer sollte unter dieser Bedingung also nur bei Vorliegen gravierender 

externer Kosten erfolgen, wenn man einem potentiellen Nettowohlfahrtsverlust ausschließen 

will. 

Analog gestaltet sich die Variante mit einem konstanten Steuersatz: An der Größe des Wohl-

fahrtsgewinns WG von zuvor ändert sich natürlich nichts, die gezahlte Steuer T ist hier jedoch 

genau so groß wie die optimale Externalität, die wir zuvor schon als EEnt = p2(b-a)/2b2 be-

stimmt hatten. Der erste Term des vorigen WG-Ausdrucks ist daher nun nicht gleich T, son-

dern gleich 2T, so dass die Frage jetzt ist, wann 

2T * b(b-a)/2a2 > T bzw. b(b-a)/a2 > 1 gilt. 

Über die Lösung einer quadratischen Gleichung ergibt sich nun b > 1,618a. Da die gezahlte 

Steuer bei einem konstanten Steuersatz ja geringer ist als bei einem konstanten Steuerbetrag 

(genauer: die Hälfte), ist der Wohlfahrtsgewinn schon bei einer geringeren Steigung der mar-

ginalen externen Grenzkosten größer als die Steuerzahlung, aber an der Grundaussage ändert 

sich nichts: Die Externalität muss ausreichend groß sein, damit die Pigouintervention nicht zu 

einem Nettowohlfahrtsverlust auf der Firmenebene führt.  
 

Hinsichtlich fallender Nachfragekurve auf der Marktebene, die wir aufgrund des Aggregati-

onsverfahrens auch als die sektorale Ebene bezeichnen können, gilt die obige Grundaussage 

analog, allerdings steigt die b-Grenze, ab der WG>T gilt: War die Bedingung für WG>T bei 

der Stücksteuer und aus Firmensicht noch b>2a, so lautet diese Bedingung auf der Marktebe-
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ne nun b> 2a + d; dies ergibt sich aus einfachen Flächenkalkulationen anhand von Abb.3 und 

der Umrechnung von 

c2 (b-a)2 / 2(a+d)2(b+d) > c2(b-a)/(b+d)2

für WG > T. Die Externalität muss also auf der Marktebene bei fallenden Nachfragekurve 

vergleichsweise (um die absolute Steigung der Nachfragekurve d) höher sein als auf der Fir-

menebene, damit der Wohlfahrtsgewinn der Pigouintervention die gezahlte Steuer überwiegt. 

Letztlich ist noch ein Blick auf die Steuer mit konstantem Steuersatz zu werfen: Da bei einem 

konstantem Steuersatz die gezahlte Steuer gleich der optimalen Externalität ist, gilt nun 

c2 (b-a)2 / 2(a+d)2(b+d) > c2 (b-a)/2(b+d)2 , 

was zu 

b > 1,618a + 0,618d führt. 

Ist also b größer als dieser Ausdruck, so ist immer der sektorale Wohlfahrtsgewinn größer als 

die gezahlte Steuer; auch hier muss also die Externalität ausreichend hoch (und um den abso-

luten Wert der Steigung der Nachfragekurve, multipliziert mit 0,681 höher sein als auf der 

Firmenebene) sein, um einen sektoralen Nettowohlfahrtsgewinn einzufahren. Dem aufmerk-

samen Leser wird auch aufgefallen sein, dass diese Ungleichung schon einmal auftrat und 

zwar als Bedingung für Wnt* > Wvt in (2) und unter Bezug auf theoretisch unsinnige Konzept 

der Saldierung der optimalen Externalität; das verwundert jedoch gar nicht: Bei Wnt* > Wvt 

wurden die Rentensummen nach und vor Internalisierung miteinander verglichen, wobei im 

ersten Fall die optimale Externalität und im zweiten Fall die faktische Externalität im privaten 

Optimum in Abzug kamen; da im Modell mit konstantem Steuersatz die gezahlte Steuer 

gleich der optimalen Externalität ist, beinhaltet der WG/T-Vergleich nur eine Umsortierung 

der Größen innerhalb der Wnt*/Wvt- Ungleichung und muss daher auch zum selben Ergebnis 

führen. 

 

6. Ist die Coasesche Irrelevanz der Rechtsverteilung schon das Ende der (allokativen) 

Fahnenstange? 

Unsere Nachlese wäre nicht vollständig, wenn wir im Kontext „Internalisierung“ nicht auch 

noch das Gegenmodell zum Pigouschen Interventionismus, die Coaseschen Verhandlungslö-

sung ansprechen würden (Coase 1960); in diesem Modell mit der Verhandlungskurve des 

Verursachers in Gestalt seiner Grenzgewinnkurve (GG)11 und der des Geschädigten in Form 

seiner externen Grenzkosten (MEC) ist ja das berühmte Ergebnis, dass es – bei Abwesenheit 

von Transaktionskosten – für das gleichgewichtige Verhandlungsergebnis über die optimale 
                                                 
11 Dies gilt natürlich für die Outputvariante, im Falle der Emissionsvariante wäre die Verhandlungskurve die der 
Grenzvermeidungskosten. 
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Menge irrelevant ist, wer die Eigentumsrechte an der Umwelt zugesprochen erhält – der Ver-

ursacher in seinem Gewinnmaximum, der sich emissionsträchtigen Output und damit Emissi-

onen vom Geschädigten abhandeln lässt oder der Geschädigte, der Nulloutput und Nullemis-

sion als sein Recht sieht und sich positiven Output und damit Emissionen vom Verursacher 

abkaufen lässt. An dieser Stelle schon mit dem Verteilungsargument zu kommen, dass es e-

thisch unvertretbar sei, den armen Geschädigten an den reichen Verursacher zahlen zu lassen, 

wäre sowohl hypothetisch wie auch vorschnell, da man dann eine der beiden Möglichkeiten 

von Zahlungsströmen ohne Ausschöpfung des allokativen Aspekts aufgeben würde: diese 

zusätzliche Ausschöpfungsoption liegt in der Größe der jeweiligen Wohlfahrtsgewinne und ist 

somit allokativer Natur. 

Hinsichtlich der absoluten Wohlfahrtsgewinne durch diese Operation gilt eine solche Irrele-

vanzthese normalerweise nämlich, wie sich leicht anhand der beiden folgenden Graphiken 

(Abb. 4a oder 4b, da die Punktbezeichnungen identisch sind) zeigen lässt: 
 

- Beginnen wir mit der Situation, in der der Verursacher die Eigentumsrechte hat, so zahlt 

der Geschädigte an den Verursacher die Summe FGEC, hat aber den Nutzen in Form des 

Entfalls von Externalitäten in Höhe von FGBC und realisiert einen Net-

to(wohlfahrts)gewinn von GBE. Der Verursacher erhält vom Geschädigten die Summe 

FGEC, muss aber auf die Gewinne FGC verzichten, so dass sein Nettogewinn GEC ist. 

Der gesamte Nettogewinn wäre dann GBC. 

- Liegen die Eigentumsrechte beim Geschädigten, so zahlt der Verursacher an den Geschä-

digten ODGF, er hat aber zusätzliche Gewinne in Höhe von OAGF und sein Net-

to(wohlfahrts)gewinn beträgt DAG. Der Geschädigte erhält vom Verursacher die Summe 

ODGF, hat aber eine Externalität OGF zu verschmerzen, weshalb sein Nettogewinn ODG 

ist. Der gesamte Nettogewinn ist also OAG. 
 

Diese beiden Optionen unterscheiden sich in einem gewissen Sinne „historisch“: Sind die 

Eigentumsrechte beim Verursacher, so hat die Firma eine Produktionsgeschichte, produziert 

im Gewinnmaximum und die Geschädigten erleiden Externalitätsverluste; in der anderen Al-

ternative – Eigentumsrechte beim Geschädigten – gibt es in der Ausgangssituation weder 

Produktion und Gewinn (G=0) noch Externalitäten (EE=0). Eine solche Situation der Wohl-

fahrt in der Ausgangssituation wie hier, also G-E=0, ergibt sich bei der alternativer Rechtsver-

teilung nur dann, wenn im Gewinnmaximum G=E gilt, und das bedeutet in unserem Setting 

hier, dass die Steigungen der beiden Verhandlungskurven identisch sind. Dasselbe gilt für die 

Nettowohlfahrtsgewinne GBC (Recht bei V) und OAG (Recht bei G) – sie sind nur dann i-
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dentisch, wenn die Steigungen der beiden Verhandlungskurven GG und MEC identisch sind 

und es besteht keinerlei Veranlassung, dies als Normalfall anzusehen. 

Will man nun allokativ über die Irrelevanzthese hinausgehen und Hinweise darauf geben, 

wem zweckmäßigerweise die Eigentumsrechte zugewiesen werden, so ergibt sich die neue 

Wohlfahrt nach Verhandlung und Anpassung (mit K = Kompensation) grundsätzlich nach 

dem Schema: 
 

- Recht bei V: (G0 - EE0) + (∆EE - K + K - ∆G)  

- Recht bei G: (G0 - EE0) + (∆G – K + K - ∆EE)  
 

Der jeweils erste Term beschreibt die jeweiligen Ausgangslagen in Wohlfahrtsgrößen und der 

jeweils zweite Term die Wohlfahrtsgewinne; wir sehen zudem, dass in beiden Fällen die 

Kompensationssumme als durchlaufender Posten allokativ irrelevant ist, was allerdings nicht 

ausschließt, dass sie im Alternativenvergleich von Interesse ist. Wir sehen auch, dass im Falle 

von „Recht bei G“ G0 - EE0 = 0 gilt, so dass die neue Wohlfahrt nach der Anpassung auch 

gleich dem Wohlfahrtsgewinn ist, während dieser Basiseffekt bei „Recht bei V“ eine dezidier-

te Rolle für die neue Wohlfahrt, jedoch natürlich nicht den Wohlfahrtsgewinn spielt. 

Besteht aber nun keine Veranlassung, von gleichen betragsmäßigen Steigungen der Verhand-

lungskurven auszugehen, sind sie also unterschiedlich, so existieren 2 Fälle mit GG´>MEC´ 

(Fall 1) und GG´ < MEC´ (Fall 2), die in den folgenden Abbildungen 4 dargestellt sind. 

 

 
  Abbildung 4a  Abbildung 4b 
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- Gilt Fall 1: GG´> MEC´, so ist eindeutig zu sehen, dass die höheren Wohlfahrtsgewinne 

und Kompensationen dann anfallen, wenn die Eigentumsrechte beim Geschädigten liegen 

(OAG >BGC). 

- Gilt hingegen Fall 2: GG´< MEC´, so ergeben sich die höheren Wohlfahrtsgewinne und 

Kompensationen, wenn die Eigentumsrechte beim Verursacher liegen (GBC > OAG)  
 

Auch formal lässt sich das leicht zeigen, obwohl wir das hier nicht im einzelnen durchführen 

wollen: Mit GG=b-cX und MEC=aX ergibt sich für die Wohlfahrtsgewinne für „Recht bei V“ 

WGV=a2b2/2c2(a+c) und für „Recht bei G“ WGG= b2/2(a+c), woraus folgt, dass WGV>WGG 

ist, wenn a>c gilt. Sind also die MEC flach (und die GG steil), dann sind bezogen auf das 

Verhandlungsgleichgewicht die externen Kosten niedrig (und die Gewinnzuwächse hoch), 

weshalb dann der Wohlfahrtsgewinn vergleichsweise hoch ist und das Eigentumsrecht an der 

Umwelt bei den Geschädigten liegen sollte; sind die MEC steil (und die GG flach), dann sind 

die externen Kosten hoch (und die Gewinnverzichte niedrig), weshalb der Wohlfahrtsgewinn 

vergleichsweise hoch ist und das Eigentumsrecht auf Seiten der Verursacher liegen sollte. Die 

jeweils höhere Zahlungsbereitschaft sollte sich also allokativ hinsichtlich der Wohlfahrtsge-

winne und der Rechtsverteilung durchsetzen. Das ist eine Aussage, die allokativ – also bezo-

gen auf die Rechtezuteilung – um einiges über die Coasesche Irrelevanzthese hinausgeht, oh-

ne den Faktor der Transaktionskosten intervenierend und differenzierend zu bemühen.  
 

Andererseits könnte man sich auch andere Zuteilungsregeln von Rechten vorstellen, die nicht 

mit diesen Ergebnissen von zuvor bezüglich des Kriteriums der Wohlfahrtsgewinne (und der 

Kompensationshöhe, die sich parallel zu den Wohlfahrtsgewinnen entwickelt) konform ge-

hen. Ein solches Kriterium könnten die Ressourcenkosten, also die Minimierung des volks-

wirtschaftlichen Ressourcenverbrauchs bei gleichem Ergebnis sein. Was sind aber die Res-

sourcenkosten der beiden allokativen Lösungen? Hat der Verursacher die Eigentumsrechte, so 

zahlt zwar der Geschädigte an den Schädiger Kompensation, doch handelt es sich hier nur um 

einen umverteilenden Transfer, der allokativ irrelevant ist; die eigentlichen Ressourcenkosten 

sind in diesem Fall die Verzichte an volkswirtschaftlichen Gewinnen, die durch die Rücknah-

me der Produktion auf das Verhandlungsgleichgewicht auftreten. Hat jedoch der Geschädigte 

die Eigentumsrechte, so zahlt nun der Verursacher an den Geschädigten, was als umverteilen-

der Transfer wiederum allokativ unerheblich ist; die eigentlichen Ressourcenkosten in dieser 

Variante sind die von der Volkswirtschaft inkaufgenommenen negativen Externalitäten. Aus 

dieser Sicht ergibt sich eine diametral andere Zuordnung der Verfügungsrechte als zuvor: 
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- Im Fall 1 (GG´> MEC´) sind die inkaufgenommenen negativen Externalitäten größer als 

die Gewinnverzichte (OFG > FGC); die Eigentumsrechte sollten also beim Verursacher 

liegen. 

- Im Fall 2 (GG´< MEC´) verhält es sich genau umgekehrt, die inkaufgenommenen Exter-

nalitäten sind kleiner als die Gewinnverzichte (OFG < FGC) und dementsprechend sollten 

die Eigentumsrechte dem Geschädigten zugesprochen werden.  
 

Eines ist aber beiden Kriterien gemein: Unter sozialpolitischem Aspekt und unter ethisch-

moralischen Kategorien macht man immer etwas allokativ falsch. So mag man die normative 

Position vertreten, dass grundsätzlich der „arme“ Geschädigte nicht an den „reichen“ Verur-

sacher Kompensationen leisten sollte; eine solche Verteilungsnorm wäre nach dem Wohl-

fahrtsgewinnkriterium im Fall 1 (GG´> MEC`) auch durch die Allokationsseite gedeckt. Ganz 

anders aber im Fall 2 (GG`<MEC`): die Verteilungsnorm würde hier zu einer allokativ fal-

schen Zuordnung der Eigentumsrechte zum Geschädigten führen und gravierende Wohl-

fahrtsverluste (als Differenz der Wohlfahrtsgewinne durch Verhandlungen) implizieren. Wür-

de man das Ressourcenkostenkriterium wählen, so wäre es zwangsläufig genau umgekehrt: 

Die Verteilungsnorm wäre nur im Fall 2 der Zuordnung der Eigentumsrechte an den Geschä-

digten mit der Rechteallokation kongruent. Aber dass man mit sozialpolitischen Interventio-

nen immer etwas falsch macht, ist ja nichts grundlegend neues, sondern fast ein konstituieren-

des Prinzip.  

 

7. Ein Fazit 

Unser Ausflug zu den Grundfesten der Umwelt- und Wohlfahrtsökonomik hat folgendes er-

geben: Bei der Internalisierung externer Effekte ist die optimale Externalität aus wohlfahrts-

ökonomischer Perspektive irrelevant, also mit anderen Worten im sozialen Optimum nicht 

rentenschmälernd in Ansatz zu bringen; dies zeigen wir sowohl auf der unternehmensindivu-

duellen (1) wie auch auf der Marktebene (2). So pareto-irrelevant die optimale Externalität 

jedoch auch sein mag, so real ist sie in der Interdependenz zweier Firmen; soziale Irrelevanz 

schließt eine reale unternehmensindividuelle Relevanz keineswegs aus (3). Die Einnahmen 

aus der Pigoubesteuerung sind im instrumentellen Optimalfall (konstanter Steuersatz) iden-

tisch mit der optimalen Externalität; nicht optimal ist die Operationalisierung als Stücksteuer 

mit konstantem Steuerbetrag – sie ist vergleichsweise ineffizient, aber der Begriff der Überin-

ternalisierung ist fehlleitend (4). Die komfortable Interpretation, Steuereinnahmen als reine 

Transferkosten zu sehen, die mit dem Moment der Einnahme sofort wieder wohlfahrtsförder-

lich eingesetzt werden, ist grundsätzlich zu kritisieren, da realiter zumeist Träger der Veraus-
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gabung und Begünstigte der Steuerausgaben weit auseinanderfallen, eine gruppennützige Ver-

wendung à la Sonderabgabe somit nicht stattfindet (5). Schließlich ist bei Verhandlungslö-

sungen die Verteilung der Eigentumsrechte längst nicht so allokativ irrelevant, wie es Coase 

mit seinem Theorem vermitteln mag: Je nach Verlauf der relevanten Verhandlungskurven 

ergeben sich nämlich bei unterschiedlicher Verteilung der Eigentumsrechte völlig unter-

schiedliche Wohlfahrtsgewinne durch Verhandlung, und die Irrelevanzthese ist demnach 

(noch) nicht das Ende der allokativen Fahnenstange (6).  
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